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Allgemeine Geschäftsbedingungen  (AGB) der Eurotransline GmbH, auch abrufbar unter 
www.eurotransline.at, für die Abwicklung bzw. Durchführung von Transport-, Speditions- und Lo-
gistikleistungen durch die Eurotransline GmbH als beauftragte Fracht führerin bzw. Spediteurin:  
 
 

1. Diese allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) gelten für 
sämtliche Leistungen, die die Eurotransline GmbH als beauf-
tragte Spediteurin oder Frachtführerin (im Folgenden kurz 
„ETL“ genannt) für ihren Vertragspartner (im Folgenden kurz 
„Auftraggeber“ genannt) erbringt bzw. besorgt. 
 
2. Der Auftraggeber erklärt sich einverstanden, dass diese AGB 
für alle künftigen Geschäfte, unabhängig von einer nochmaligen 
ausdrücklichen Bezugnahme, gelten, insbesondere bei mündli-
chen,  telefonischen oder fernschriftlichen Aufträgen. Abweichen-
de Bedingungen des Auftraggebers, die nicht ausdrücklich aner-
kannt werden, sind unverbindlich, auch wenn Ihnen nicht aus-
drücklich widersprochen wird. 
 
3. Die Vereinbarung dieser AGB berührt nicht die Geltung von 
Konventionen in ihrer jeweils gültigen Fassung soweit deren 
Bestimmungen zwingend eine abweichende Regelung vorschrei-
ben, wie zum Beispiel die CMR.  Für innerstaatliche Transporte in 
Länder, in denen die Geltung der CMR nicht gesetzlich angeord-
net ist, wird die Geltung der CMR ausdrücklich vereinbart. Für 
multimodale Beförderungen und Tätigkeiten, Verrichtungen auf 
die die CMR nicht Anwendung findet, gelten die AÖSp. 
 
4. Das gegenständliche Vertragsverhältnis wird sohin subsidiär 
unter Einbeziehung der allgemeinen österreichischen Spediteur-
bedingungen (AÖSp), in der jeweils geltenden Fassung, veröf-
fentlicht im Amtsblatt zur Wiener Zeitung 1947/184, zuletzt geän-
dert durch das Amtsblatt zur Wiener Zeitung 1993/68 (im Internet 
abrufbar unter  http://portal.wko.at), abgeschlossen. Dies gilt 
insbesondere auch im Verhältnis zu ausländischen Auftragge-
bern. Über Aufforderung stellen wir einen Auszug der AÖSp 
gerne auch persönlich zur Verfügung, falls Sie diese nicht über 
die angegebene Website aufrufen können. 
 
5.  Alle Angebote sind freibleibend und haben - sofern nicht 
anders vereinbart - eine Gültigkeit von 14 Tagen ab Anbotsdatum.  
Für sonstige telefonische oder mündliche Auskünfte und Neben-
vereinbarungen übernimmt die ETL ohne ausdrückliche schriftli-
che Bestätigung keine Gewähr. Etwaige für Leistungsabwicklung 
notwendige behördliche Genehmigungen werden von ETL auf 
Gefahr und Risiko des Kunden eingeholt. Änderungen des Auf-
tragsumfanges infolge behördlicher Auflagen und Vorschreibun-
gen, die bei Auftragserteilung nicht ausdrücklich bekannt gegeben 
wurden und zu einem Mehraufwand der ETL führen, sind geson-
dert zu entlohnen. Gleiches gilt für nachträglich erteilte Zusatzauf-
träge.  Sofern nichts anderes vereinbart, werden die behördlichen 
Genehmigungen von ETL für den Kunden direkt eingeholt. Für 
den Fall, dass die zur Abwicklung der beauftragten Leistungen 
behördlichen Genehmigungen nicht erteilt werden, steht der ETL 
ein Rücktrittsrecht unter Verrechnung der bis dahin angefallenen 
Leistungen (80 % des Transport-Auftrages) zu. Auf Dauer des 
behördlichen Verfahrens sind die vertraglich vereinbarten Fristen 
gehemmt. Vereinbarte Termine verschieben sich um die Dauer 
des behördlichen Verfahrens. Für den Fall, dass behördliche 
Genehmigungen trotz entsprechender Antragstellung nicht erteilt 
werden, werden Gewährleistungs- oder Schadenersatzansprüche 
des Kunden ausdrücklich ausgeschlossen, sofern diese nicht auf 
Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der ETL gründen. Angebote 
der ETL können nur in der Gesamtheit angenommen werden. Die 
Annahme lediglich von Teilleistungen aus vorliegenden Anboten 
ist unzulässig. Sofern nichts anderes vereinbart, ist hingegen der 
Kunde auch zur Annahme von Teilleistungen der ETL, sofern 
diese vom Arbeitsablauf und technisch möglich sind, verpflichtet. 
 
6.  Die unseren Anboten zugrunde liegenden Preise basieren auf 
den vom Kunden geschilderten Angaben zur Auftragsdurchfüh-
rung. Der Kunde hat besondere Umstände und Eigenschaften der 
Belade- und Entladestelle usw. bekannt zu geben. Die infolge von  
.  

Einholung von behördlichen Genehmigungen anfallenden Baraus-
lagen werden von ETL jedenfalls gesondert in Verrechnung 
gebracht. Gleiches gilt für zeitliche Verzögerungen in der Auf-
tragsabwicklung, die nicht von ETL zu vertreten sind. Verände-
rungen im Aufstellort, Zeit und Dauer der Auftragsabwicklung, 
Änderung der Destination, Vorschreibungen von behördlichen 
Auflagen führen zu einer dementsprechenden Nachverrechnung, 
dies auch bei etwaig vereinbarten Pauschalpreisen. Die ETL ist 
berechtigt, Preiszuschläge zu verrechnen, falls die wirklichen 
Stückgewichte bzw. Abmessungen sowie sonstigen Eigenschaf-
ten der zu bewegenden Produkte von den Angaben des Kunden 
abweichen. Bei Änderung des Leistungsumfanges bzw. bei 
nachträglichen oder während der Leistungsausführung erteilten 
Zusatzaufträgen sind diese auch von Pauschalpreisvereinbarun-
gen gesondert an ETL zu entlohnen. 
 
7. Sollte aus Gründen, die in der Sphäre des Kunden liegen, die 
Auftragsabwicklung verzögert erfolgen, ist die ETL berechtigt, die 
daraus entstehenden Un- und Mehrkosten jedenfalls zu verrech-
nen. Verzögert sich hingegen die Leistung der ETL aus Gründen, 
die in seiner Sphäre liegen, hat der Kunde eine angemessen 
Nachfrist zu setzen und die ETL vorweg zur Leistungserfüllung 
aufzufordern. Etwaige Schadenersatzansprüche aus Verzugsfol-
gen, insbesondere Pönalen und sonstige Vertragsstrafen des 
Kunden können auf die ETL nur dann übertragen werden, sofern 
diese nachweislich bei Beauftragung auf derartige Verzugsfolgen 
auch der Höhe nach aufmerksam gemacht wurde. Derartige 
Verzugsfolgen werden anderenfalls ausgeschlossen, sofern die 
ETL nicht Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zu verantworten hat. 
Verzugsansprüche können jedenfalls erst nach Ablauf einer 
angemessenen Nachfrist geltend gemacht werden. Schadener-
satz wegen Nichterfüllung und wegen Schäden, die nicht Perso-
nenschäden darstellen, sind ausdrücklich ausgeschlossen (Frei-
zeichnung). Im Übrigen werden diese mit der tatsächlich beste-
henden Haftpflichtversicherungssumme der Höhe nach ausdrück-
lich begrenzt. Im Verzugsfall ist die ETL berechtigt Verzugs- und 
Zinseszinsen gemäß den gültigen Bestimmungen in Höhe von 7% 
über dem Basiszinssatz - mindestens jedoch 10% p.a. - geltend 
zu machen, sowie die mit der außergerichtlichen Einmahnung 
und Geltendmachung entstehenden Kosten und den vorpro-
zessualen Aufwand in Rechnung zu stellen. 
 
8. Ein Rücktritt des Kunden ist nur bei Eintritt eines schriftlich 
vereinbarten wichtigen Grundes zulässig und wenn die ETL trotz 
Setzen einer angemessenen Nachfrist seiner Erfüllungspflicht 
nicht nachkommt und diesen Verzug auch nicht durch Einsetzen 
von Dritten beseitigt. Ergeben sich während der Auftragsausfüh-
rung Umstände, die zu erheblichen Erschwernissen in der Leis-
tungsausführung führen oder dass ihr Einsatz eine Schädigung 
von Sachen oder Vermögen Dritter zu befürchten oder wahr-
scheinlich erscheinen lässt, so ist die ETL unter Ausschluss von 
Ersatzansprüchen jeglicher Art berechtigt, entweder vom Auftrag 
zurückzutreten oder bis zur Beseitigung der genannten Er-
schwernisse oder Befürchtungen durch den AG, die Arbeitsleis-
tung einzustellen und führt dies zur Hemmung etwaig vereinbarter 
Fristen bzw. zur Verschiebung des vereinbarten Fertigstellungs-
termins. In einem derartigen Fall ist ETL berechtigt, die bis dahin 
erbrachten Leistungen - unabhängig von der gewählten Vertrags-
art - dem Kunden gegenüber zu verrechnen. Die Kosten der 
Stillstandszeit werden auch bei Pauschalpreisvereinbarungen 
dem Kunden verrechnet. Die ETL ist ferner berechtigt, bei Nicht-
zahlung von fälligen Forderungen bzw. bei Eröffnung eines Insol-
venzverfahrens des Kunden die Aufträge und Leistungen einzu-
stellen oder auch vom Vertrag zurückzutreten. Bei Rücktritt wird 
vorbehaltlich weiterer Ansprüche das Entgelt der bis dahin er-
brachten Leistungen anteilig fällig. 
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9. Gegenüber den Ansprüchen von ETL ist eine Aufrechnung 
ausschließlich nur dann mit fälligen Gegenansprüchen zulässig, 
wenn ETL einer Aufrechnung ausdrücklich (schriftlich) zustimmt. 
Es bestehen weiters keine wie immer gearteten Kontokorrentver-
einbarungen,  sonstige Lademittel(tausch)verträge oder sonstigen 
Abreden. Die Verrechnung von Bearbeitungsgebühren oder 
sonstigen Kosten bzw. Aufwendungen im Zusammenhang mit 
Lademitteln ist ausdrücklich ausgeschlossen. 
 
10. Sind Verluste oder Schäden des Gutes äußerlich nicht er-
kennbar, obliegt dem Versender bzw. Auftraggeber der Nachweis, 
dass der Verlust oder die Beschädigung während des Haftungs-
zeitraumes eingetreten ist.  
 
11. Äußerlich erkennbare Schäden sind sofort bei Ablieferung, 
äußerlich nicht erkennbare Schäden unverzüglich nach Entde-
ckung, spätestens jedoch binnen sieben Tagen gegenüber ETL 
schriftlich geltend zu machen. Bei Schüttguttransporten sind 
Nässe- oder Verderbschäden und Gewichtsdifferenzen unverzüg-
lich bei Entladung schriftlich zu reklamieren; dies bei sonstigem 
Rechtsverlust. 
 
12. ETL hat wegen aller fälligen und nicht fälligen Ansprüche, die 
ihm aus dem gegenständlichen Vertrag gegen den Auftraggeber 
zustehen, ein Pfandrecht und ein Zurückbehaltungsrecht an den 
in seiner Verfügungsgewalt befindlichen Gütern oder sonstigen 
Sachen. 
 
13. ETL behält sich das Recht vor, ein angemessenes Standgeld 
in Höhe von mindestens € 50,-- pro Stunde, geltend zu machen, 
sofern die entstandene Wartezeit auf Handlungen oder Unterlas-
sungen zurückzuführen sind, die aus der Sphäre des Empfän-
gers, des Absenders oder Auftraggebers stammen und den 
Zeitraum von 2 Stunden überschreitet. 
 
14. ETL behält sich das Recht vor, diesen Speditions-, bzw. 
Transportauftrag – auch ohne vorherige Einholung einer Zustim-
mung des Auftraggebers – an Dritte weiterzugeben. ETL wird 
jedoch bei der Auswahl des von ihm beauftragten Unternehmens 
die Sorgfalt eines ordentlichen Spediteurs bzw. Frachtführers 
walten lassen. 
 
15. ETL ist zur Be- bzw. Entladung des Transportgutes nicht 
verpflichtet, es sei denn, der Auftraggeber ordnet dies ausdrück-
lich (schriftlich) an. 
 
16. ETL haftet nicht für Schäden, die während des Be- oder 
Entladevorganges entstanden bzw. auf Umstände beim Be- oder 
Entladevorgang zurückzuführen sind. Bei unbemannten Waren-
annahmestationen (z.B. beim Entladen von Schüttgut) hat der 
Empfänger die Entladung zu überwachen. Eine Haftung von ETL 
für Vermischungsschäden bzw. Kontaminationen ist ausge-
schlossen. Die Einhaltung der Ladungssicherungsvorschriften 
(auch Gewichtskontrolle) obliegt dem Auftraggeber. 
 
 
 
 

17. Eine Werterhöhung der Höchstbeträge gem. Art 24 CMR oder 
ein besonderes Lieferungsinteresse gem. Art 26 CMR sind nicht 
vereinbart. 
 
18. Lieferfristen iSd Artikels 19 CMR sind generell nicht verein-
bart. Lieferzeitpunkte (Be- und Entladetermine) sind nur als 
ungefähre Richtwerte zu betrachten. Schadenersatzansprüche 
bei Nichteinhaltung der obigen „Laufzeiten“ sind nur dann mög-
lich, wenn ausdrücklich seitens ETL schriftlich garantiert wird, 
dass der Entladetermin als Lieferfrist gem. Art 19 CMR zu sehen 
ist. 
 
Bei Stornierungen bzw. einem Rücktritt vom Vertrag durch den 
Auftraggeber ist dieser zur Zahlung einer (verschuldensunabhän-
gigen) Konventionalstrafe von 80% des Frachtlohnes, mindestens 
jedoch € 1.200,-- verpflichtet. Ein darüber hinausgehender Scha-
denersatzanspruch bleibt davon unberührt. 
 
19. ETL verfügt über eine in Österreich branchenübliche Versi-
cherung (Verkehrshaftungsversicherung bzw. CMR-Versicher-
ung). Der Auftraggeber verzichtet auf die Eindeckung des Spedi-
tionsversicherungsscheines (SVS) durch ETL. 
 
20. Der Auftraggeber darf gegenüber Personal (Fahrer) von ETL 
bzw. dem von ETL beauftragten Frachtführers keine Weisungen 
erteilen, die vom schriftlichen Auftrag abweichen. Das Fahrperso-
nal hat keine rechtsgeschäftliche Vollmacht, sodass keine Abän-
derungen des schriftlichen Auftrages ohne Einbindung der Dispo-
sition von ETL möglich sind. 
 
21. Das Vertragsverhältnis unterliegt österreichischem Recht mit 
Ausschluss der Bestimmungen des IPR. Für sämtliche Streitigkei-
ten zwischen den Streitparteien im Zusammenhang mit dieser 
Vereinbarung, einschließlich von Streitigkeiten über den wirksa-
men Bestand dieser Vereinbarung sowie sämtlichen anderen 
Streitigkeiten im Zusammenhang mit dieser Vertragsbeziehung 
wird die Zuständigkeit des sachlich jeweils in Betracht kommen-
den Gerichtes für die Gemeinde A-8430 Leibnitz vereinbart. 
 
22. Der Auftraggeber nimmt hiermit die AGB an. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 


